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Deutschland 

Bonn,  den 5. Juni  1975 

Unsere Politik 
für Deutschland 
°er 23. Bundesparteitag der CDU in Mann- 
heim steht im Vorfeld der Bundestags- 
wahl 1976. Als Grundlage der Diskussion 
"es Bundesparteitages legt der Bundesvor- 
stand die Erklärung „Unsere Politik für 
Deutschland" vor. Sie verdeutlicht die Auf- 
fassung der CDU zu wichtigen politischen 
Pragen. 

^iese Erklärung ist weder eine Vorwegnahme 
^er Wahlkampfplattform für die Bundestags- 
wahl 1976 noch ein Grundsatzprogramm der 
^artei, noch eine Fortschreibung des Berliner 

rogramms. Der Bundesvorstand hat sich viel- 
mehr darauf konzentriert, auf der Grundlage 
^es Berliner Programms Schwerpunkte zu be- 
handeln, in denen in der nächsten Zeit beson- 
dere politische Anstrengungen erforderlich 
^ein werden. Dabei läßt er sich von dem Ge- 
danken leiten, daß die CDU als entscheidende 
Politische Kraft in unserem Land unmißver- 
ständlich erklären muß, welchen Weg sie bei 
^er Lösung der vor uns liegenden schwierigen 
Politischen Probleme einschlagen wird. 

^er Bundesvorstand geht davon aus, daß die 
Ipn ihm vorgelegte Erklärung zur Politik der 
g°U durch Anregungen und Vorschläge der 
elegierten des Bundesparteitages ergänzt 

werden wird. 

• 23. BUNDES- 
PARTEITAG 

Den Wortlaut der Erklärung 
„Unsere Politik für Deutschland", 
die der Bundesvorstand dem 
23. Bundesparteitag in Mannheim 
vorlegt, veröffentlicht UiD in der 

Dokumentation 

• FINANZEN 
Die Bundesregierung will 
die Bürger nach Meinung des 
Vorsitzenden des Haushalts- 
ausschusses, Albert Leicht, 
über die wahre Situation der 
öffentlichen Finanzen nicht auf- 
klären. Seite 4 

• NATO 
Bei der Gipfelkonferenz in 
Brüssel haben die Amerikaner 
ihre Bündnisverpflichtung 
erneut bekräftigt und die euro- 
päischen Mitgliedsländer zu 
mehr Solidarität aufgerufen. 

Seite 5 

• VERFASSUNG 
Viel zu spät hat nach Meinung 
des rechtspolitischen Sprechers 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Friedrich Vogel, die 
Bundesregierung ihren 
Verfassungsschutzbericht 1974 
vorgelegt. Seite 7 

• DATENSCHUTZ 
Der Staat muß sich zunehmend 
der Datenverarbeitung 
bedienen. Die für den Bürger 
entstehenden Risiken eines 
Datenmißbrauchs gilt es auszu- 
schalten. Seite 11 
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m INFORMATIONEN 

Warnung vor Abbau 
sozialer Leistungen 
Die von der Bundesregierung beabsich- 
tigte Kürzung der Ausbildungsförde- 
rung ist nach Meinung des Vorsitzen- 
den des zuständigen Arbeitskreises der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Anton 
Pfeifer, der Beginn eines umfassenden 
Abbaues sozialer Leistungen. Das Ver- 
fahren, das die Bundesregierung offen- 
sichtlich zu praktizieren beabsichtige, 
sei unzumutbar: Sie leugne eine Fi- 
nanz- und Wirtschaftskrise und versu- 
che statt dessen in wichtigen Bereichen 
möglichst unauffällig Leistungen zu kür- 
zen. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
werde darauf drängen, daß die Bundes- 
regierung alle ihre Kürzungspläne auf 
den Tisch lege und vor den Wählern 
verantworte. 

Akademie für 
Sportwissenschaften 
Die Konstituierung einer Akademie für 
Sportwissenschaften regte der Vorsit- 
zende des Sportausschusses des Deut- 
schen Bundestages, Dr. Hans Evers, 
MdB (CDU), an. Auf dem Gebiet der 
sportwissenschaftlichen Forschung lie- 
ge die Bundesrepublik eindeutig hinter 
einigen Ländern, insbesondere den 
Ländern mit Staatsamateuren, zu- 
rück. 

Deutsche Katholiken warnen 
Deutliche Kritik an dem zwischen der 
DDR-Regierung und dem vatikanischen 
„Außenminister" Erzbischof Casaroli 
für den 9. Juni geplanten Gespräch in 
Ost-Berlin hat das Zentralkomitee der 
Deutschen Katholiken (ZDK) geäußert. 

In einer in Bonn verbreiteten Erklärung 
heißt es u. a., der Vatikan sollte sich „in 

der unsicheren Hoffnung auf gewisse 
Erleichterungen für die Kirche in der 
DDR" nicht für kommunistische Vorstel' 
lungen von einer Normalisierung der 

Beziehungen in Europa, von Koexistenz 
und Entspannung ,,in Anspruch neP' 
men" lassen. Die Gespräche könnten 
nur dann sinnvoll sein, wenn sie zü 

„mehr Freiheit und Gerechtigkeit in der 
DDR" führten. 

Parlament schützt Bürger 
vor Behörden-Übergriffen 
Die Bürger sollen künftig stärker als 
bisher vor Fehlentscheidungen und 
Willkürakten von Behörden geschützt 
werden. Der Bundesrat billigte als letzte 
parlamentarische Instanz zwei Gesetze* 
mit denen der für Beschwerden und 
Eingaben von Bürgern zuständige Peti' 
tionsausschuß des Bundestages wirkst' 
mere Möglichkeiten und Rechte erhält- 
seine Kontrollaufgabe gegenüber Ver- 
waltung und Regierung auszuüben, und 
mit denen die Institution dieses Kon- 
trollgremiums in der Verfassung veran- 
kert wird. Grundlage der beiden Geset- 
ze waren gemeinsame Entwürfe der 
Fraktionen von SPD, CDU/CSU und 
FDP im Bundestag. 

DKP rät Mitgliedern im 
öffentlichen Dienst: austreten 
Die Deutsche Kommunistische Partei 
(DKP) hat kürzlich über die „Bewer- 
bungspolitik" ihrer Anhänger gegenüber 
den Rundfunkanstalten in der Bundes- 
republik beraten. Anlaß war der Fall 
einer DKP-Journalistin, die vom WDP 
nach Meinung der DKP wegen ihrer 
Parteimitgliedschaft nicht angestellt 
worden war. Der Vorgang führte zu der 
Überlegung   maßgeblicher  DKP-Kultur- 
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funktionäre, Genossen, die Stellen im 
-bürgerlichen Apparat", zum Beispiel in 
Funkhäusern, suchen, den dringenden 
Rat zu geben, nicht formell bei der DKP 
Mitglied zu werden beziehungsweise 
formell aus der Partei auszutreten. 

Für soziale Gleichstellung 
der Selbständigen 
Den Abbau der „sozialen Diskriminie- 
rung" der freien Berufe hat CDU-Gene- 
ralsekretär Prof. Biedenkopf gefordert. 
Beim 40. deutschen Maklertag in Ham- 
burg sagte Biedenkopf, die wirtschaftli- 
che Seite der Sozial- und Krankenver- 
sorgung bei den Selbständigen müsse 
geregelt werden, damit die freien Beru- 
fe wieder für mehr junge Menschen 
attraktiv würden. 

Jungwähler kehrten 
zur Union zurück 
Die Jungwähler, die noch bei den Bun- 
destagswahlen 1972 in ihrer weitaus 
überwiegenden Mehrheit für die Koali- 
tionsparteien SPD und FDP stimmten, 
s'nd am 4. Mai zu einem großen Teil zur 
DDU zurückgekehrt. Zu diesem Ergeb- 
nis kommt das Institut für angewandte 
Sozialwissenschaft (Infas) in einer in 
Düsseldorf bekanntgewordenen Analy- 
se der Wahl zum nordrhein-westfäli- 
schen Landtag. 
Nach dieser umfangreichen Studie vo- 
tierten 49 Prozent der Jungwähler am 
4- Mai in Nordrhein-Westfalen für die 
SPD und 42 Prozent für die CDU. Die 
Oppositionspartei verbesserte damit ih- 
re Position gegenüber 1972 um 10,9 
Prozent. In der Gesamtwählergunst 
nahm sie um 6,1 Prozent zu. Die Sozial- 
demokraten verloren gegenüber den 
Bundestagswahlen insgesamt 5,3 Pro- 
2ent an Stimmen, bei den Jungwählern 
sogar 10 Prozent. 

STICHWORTE 

Am Vorabend des 17. Juni 
wird die Berliner CDU eine Kundgebung 
abhalten, in deren Mittelpunkt die Rede 
des Parteivorsitzenden Helmut Kohl steht. 
Zuvor wird ein Gedenkmarsch zum 
Theodor-Heuss-Platz stattfinden. 

In der Ostpolitik 
erwarten laut Emnid 63 Prozent (im 
Januar 58) von der Bundesregierung eine 
„energische Politik" gegenüber den 
Ostblockstaaten und der DDR. 

Die DAG 
lehnt das Modell des DGB zur Investitions- 
lenkung ab. 

In den Anfängerklassen 
der Grundschulen sitzen sechs bis sieben 
Prozent weniger Schüler als im Vorjahr. 
In den Städten ist der Schülerschwund 
stärker als auf dem Lande. 

In Paris 
wurde die Gründungsakte der europäischen 
Raumfahrtbehörde ESA unterzeichnet. 

Der Exportrückgang 
um fast zehn Prozent ist ausschließlich 
auf die schrumpfende Nachfrage aus den 
westlichen Industrieländern zurückzuführen. 

Ein Vier-Milliarden-Defizit 
erwartet die Deutsche Bundesbahn allein 
im Sektor des Personennahverkehrs 
im Jahre 1975. 
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FINANZEN 

Neuer Schachzug 
zur Verschleierung 
der Wahrheit 
Vor wenigen Tagen überraschte 
das Bundesfinanzministerium die 
deutsche Öffentlichkeit mit der 
Mitteilung, daß der für den 
10./11. Juni 1975 festgesetzte Termin 
für eine neuerliche Steuerein- 
schätzung aufgehoben und auf 
unbestimmte Zeit verschoben ist. 
Als Begründung für diesen Vorgang 
wird angegeben, daß man vor der 
nächsten Steuerschätzung die 
Verhandlungsergebnisse über die 
Revisionsklausel zwischen Bund und 
Ländern vorliegen haben wolle. 

iese Begründung ist schlechthin 
zu einfach, da erst eine Steuer- 

schätzung die Möglichkeit gibt, die auf 
die einzelnen Beteiligten entfallenden 
Anteile zu bestimmen, stellt hierzu der 
Vorsitzende des Haushaltsausschusses 
im Bundestag, Albert Leicht, fest. Ob es 
den Ländern unter diesen Vorausset- 
zungen überhaupt noch zuzumuten ist, 
die Verhandlungen weiterzuführen, hal- 
te ich für bedenklich. 
Tatsache ist, daß der konjunkturelle 
Aufschwung trotz aller gegenteiligen 
Prognosen und Beschwörungen durch 
die Bundesregierung bisher ausgeblie- 
ben ist. 
Allein aus dem Rückgang des Wirt- 
schaftswachstums resultieren für die öf- 
fentlichen Hände Steuerausfälle in Hö- 
he von etwa vier Milliarden DM. Er- 
schwerend kommt noch hinzu, daß die 
Haushaltsbelastung durch das neue Ge- 

setz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung allen Experten-Schät- 
zungen nach erheblich über den im 
Haushaltsansatz vorgesehenen 500 Mill- 
DM liegen wird. Weitere finanzielle Risi- 
ken liegen im Bereich des Arbeitsmark- 
tes. Bei einer mittlerweile allgemeinhin 
angenommenen Arbeitslosenzahl von 
900000 im Jahresdurchschnitt 1975 wird 
die Bundesanstalt für Arbeit mit an Si- 
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
weitere Mittel in Milliardenhöhe aus der 
Haushaltskasse benötigen. 
V'/enn der Bundesfinanzminister ange- 
sichts dieser Situation den Steuerschät- 
zungstermin verschiebt, so offenbar 
deswegen, um der deutschen Öffent- 
lichkeit die Zahlen, die einmal mehr 
nach unten weisen, aus taktischen Er- 
wägungen heraus noch einige Monate 
vorzuenthalten. 

Fehlt etwa der Bundesregierung die Zi- 
vilcourage, den Bürgern unseres Lan- 
des zu sagen, daß aufgrund dieser 
Haushaltslage teure Reformen nicht 
mehr machbar sind und man sich allge- 
mein in stärkerem Umfange einschrän- 
ken muß? 

Oder will man im Bundesfinanzministe- 
rium abwarten, ob der Aufschwung viel- 
leicht doch noch kommt und den Mit- 
bürgern dann zu verstehen geben, daß 
es trotz schlechtester Finanzlage wie- 
der aufwärts gehen wird? 

Und sollte sich schließlich der Auf- 
schwung doch nicht einstellen, sucht 
dann die Bundesregierung einen auf 
Verschuldung ausgerichteten Nach- 
tragshaushalt 1975 oder gar Bundes- 
haushalt 1976 zu entschuldigen? 

Es wird immer offensichtlicher, daß es 
dem Kabinett Schmidt/Genscher in zu- 
nehmendem Maße weniger gelingt, der 
schon fast trostlosen Finanzlage Herr 
zu werden. 
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NATO-GIPFEL 

USA bekräftigen Führungsrolle — 
zu wenig Solidarität der Europäer 
Mit dem Ziel, das Bündnis der 
Nordatlantischen Verteidigungs- 
gemeinschaft zu festigen, trafen die 
Regierungschefs und Außenminister 
der NATO-Mitgliedsländer am 
29. und 30. Mai zur diesjährigen 
Frühjahrskonferenz zusammen. 
Dabei ging es vor allem darum, 
Schäden an der Südflanke der 
Verteidigungsgemeinschaft abzu- 
wenden. Die Regierungen der 
Bundesrepublik und Frankreichs 
benutzten dieses Gipfeltreffen, um 
deutlich zu machen, daß wirkungs- 
volle Verteidigungsanstrengungen 
nur auf dem Boden wirtschafts- 
politischer Stabilität unternommen 
Werden könnten. 

Wer von der NATO-Gipfelkonferenz 
mutige Entscheidungen, einen Auf- 

bruch in eine neue Dimension des 
Bündnisses oder auch nur die ent- 
schlossene Abkehr von der in den letz- 
ten Jahren praktizierten Politik schwin- 
dender Verteidigungsanstrengungen er- 
wartet hatte, den muß das Ergebnis der 
Brüsseler Konferenz enttäuschen, er- 
klärte der sicherheitspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
°r. Manfred Wörner, zum Ergebnis der 
Konferenz. 
anstatt konkreter Verpflichtung zu ge- 
steigerten Verteidigungsvorkehrungen 
begnügte man sich mit dem unverbind- 
'•chen Appell, die Solidarität der Mit- 
glieder wiederherzustellen. Die Auffor- 

derung Bundeskanzler Schmidts zu 
einer solidarischen Wirtschafts-, Fi- 
nanz- und Rohstoffpolitik blieb ohne 
Echo. Dem unabweislich notwendigen 
Schritt auf Spanien zu ging das Bünd- 
nis mutlos aus dem Weg. 
Ideologie triumphierte hier über die 
Vernunft. Man läßt die Amerikaner dort 
weiterhin allein und zeigt Spanien die 
kalte Schulter, während man keine 
Hemmungen hat, den portugiesischen 
Machthabern wirtschaftliche Unterstüt- 
zung zu gewähren, obwohl sie immer 
deutlicher auf eine kommunistische 
Diktatur zusteuern. Eine nüchterne Bi- 
lanz der KSZE, die an der Zeit gewesen 
wäre, erfolgt nicht. 
Dennoch hatte das Treffen seinen Wert. 
Auf der Haben-Seite der Konferenz-Bi- 
lanz steht die Bestätigung des Engage- 
ments der USA für und in Europa und 
das entschlossene Auftreten des ameri- 
kanischen Präsidenten, der unüberhör- 
bar die Führungsrolle der USA bekräf- 
tigte. Die Gelegenheit zu persönlichen 
Gesprächen darf in ihren Auswirkungen 
nicht unterschätzt werden. 
Hoffnungsvoll stimmen auch die Kon- 
takte zwischen Griechenland und der 
Türkei sowie die Erklärungen des grie- 
chischen Regierungschefs Karamanlis 
über die Bedingungen für eine mögli- 
che Rückkehr Griechenlands in die mi- 
litärische Integration. Schließlich ist der 
Zusammenhang zwischen der Entspan- 
nung in Europa und in Berlin mit erfreu- 
licher Deutlichkeit festgehalten. 
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BERLIN 

Abrassimov soll 
Sowjet-Forderungen 
durchsetzen 
Was vor zweieinhalb Monaten mit 
dem neuerlichen Amtsantritt des 
sowjetischen Botschafters in 
Ost-Berlin noch Spekulation war, 
beginnt Realität zu werden. Es wird 
jetzt deutlich, daß die Sowjetunion 
in allen Berlin betreffenden Fragen 
wieder aktiv werden will. Ihr Ziel 
ist es, stellt der deutschland- 
politische Sprecher der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Prof. Dr. 
Manfred Abelein fest, eine Inter- 
pretation des Viermächte- 
Abkommens in ihrem Sinne durch- 
zusetzen: die Lockerung der 
Bindungen Berlins an den Bund 
und die Fortentwicklung zu einer 
mehr oder minder „selbständigen 
politischen Einheit West-Berlin". 

Abrassimov hat seine jetzige Auf- 
gabe gut vorbereitet. Er war in den 

vergangenen Jahren auf einem sehr 
wichtigen und einflußreichen Posten im 
sowjetischen Zentralkomitee tätig. In 
den letzten Monaten hat Moskau keine 
Gelegenheit ausgelassen, Verletzungen 
des Berlin-Abkommens zu behaupten. 
Dazu zählen zum Beispiel: die Errich- 
tung des Umweltbundesamtes, das ge- 
plante EG-Bildungszentrum, die Anwe- 
senheit westdeutscher Politiker bei der 
Grünen Woche und bei internationalen 
Veranstaltungen. 
Während man damals in Bonn noch 
überlegte, ob die DDR den Kreml 
drängt oder ob der Kreml die DDR-Füh- 

rung lenkt, wird es heute zunehmend 
klarer, daß der Deutschlandkenner Ab- 
rassimov seine zukünftige Arbeit bereits 
bestens in die für ihn richtigen Wege 
leitete. Jetzt nimmt er jede Gelegenheit 
wahr, um seine Auffassung vom Rechts- 
status Berlins zu bekräftigen. 
In seiner Rede am 8. Mai in Ost-Berlin 
sprach er davon, daß das Vierseitige 
Abkommen strikt einzuhalten sei und 
sagte u. a.: 

„Ich spreche heute nicht zufällig davon. 
Niemals dürfen sich jene Zeiten in der 
Geschichte West-Berlins wiederholen, 
da es ein keineswegs zweitrangiger 
Herd von Konflikten und Reibungen 
war". 
Dieser Hinwies von seifen eines so be- 
fähigten Diplomaten wie Abrassimov 
sollte für uns deutlich genug sein. Nach 
sowjetischer Ansicht wird Berlin nur 
dann nicht wieder „Herd von Konflikten 
und Reibungen" sein, wenn die Rechts- 
auffassung der Sowjetunion vom We- 
sten beachtet wird. In die gleiche Rich- 
tung zielt die am 12. Mai an die UNO 
gerichtete Berlin-Note des Kreml. 
Wer geglaubt hat, die Entsendung des 
Botschafters Abrassimov nach Ost-Ber- 
lin bedeute den Wunsch Moskaus nach 
Ruhe in der Berlin-Frage, sieht sich jetzt 
getäuscht. Der Vertreter der Sowjet- 
union bei der Aushandlung des Vier- 
mächte-Abkommens über Gesamt-Ber- 
lin hat anscheinend die Aufgabe be- 
kommen, die Rechtsauffassung der So- 
wjetregierung bezüglich dieses Abkom- 
mens nun in der politischen Praxis 
durchzusetzen. 
Abrassimov muß klar gemacht werden, 
daß Gesamt-Berlin, also auch Ost-Ber- 
lin, unter einem besonderen Rechtssta- 
tus steht und daß die Bindungen zwi- 
schen West-Berlin und dem Bund von 
Rechts wegen weiter entwickelt wer- 
den. 
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• VERFASSUNGSSCHUTZBERICHT 

Falsche Rücksichtnahme auf 
Kommunismus Moskauer Prägung 
vier Monate nach der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion hat nunmehr 
Endlich auch die Bundesregierung 
'hren Verfassungsschutzbericht 
für das Jahr 1974 vorgelegt. Das ist 
*u spät, so formuliert der 
Vorsitzende des innen- und rechts- 
Politischen Arbeitskreises, Friedrich 
Vogel die Haltung der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, um noch für das 
Jahr 1975 die Nutzanwendung 
daraus angemessen ziehen zu 
können. 

f\ er Bericht ist nicht mehr aktuell; 
^ die Entwicklung ist, wie wir alle 
wissen, längst weitergegangen. Was 
der Opposition mit ihren geringeren 
Hilfsmitteln möglich gewesen ist, sollte 
künftig auch der Bundesregierung mög- 
lich sein. Wir würden es begrüßen, 
Wenn der Bericht für 1975 schon Anfang 
'976 kommen würde. 
Bei einem Vergleich der Berichte der 
CDU/CSU und der Bundesregierung 
fällt eine unterschiedliche Sprache ge- 
9enüber den linksradikalen Bestrebun- 
9ßn insbesondere des orthodoxen Kom- 
munismus Moskauer Prägung auf. Nur 
darauf soll hier eingegangen werden. 
lrT1 CDU/CSU-Bericht heißt es klipp und 
k'ar: „Der orthodoxe Kommunismus 
Moskauer Prägung, der durch die DKP 
Verkörpert wird, ist gegenwärtig und auf 
absehbare Zeit die gefährlichste Form 
fes Linksradikalismus." Getreu den 
^hren  Lenins gäben sich diese „auf 

leisen Sohlen" marschierenden Verfas- 
sungsfeinde „formal verfassungstreu, 
um unter Ausnutzung verfassungsmäßi- 
ger Rechte an der Abschaffung dieser 
Rechte ununterbrochen zu arbeiten". 
Der Bericht der Bundesregierung ist in 
der resignierenden Sprache der Rück- 
sichtnahme abgefaßt. Zwar behandelt 
auch die Bundesregierung den orthodo- 
xen Kommunismus (noch?) weiterhin 
als verfassungsfeindlich. Sie sieht in 
ihm aber nicht wie die CDU/CSU die 
„gefährlichste", sondern nur die „stärk- 
ste" Kraft unter den politischen Extre- 
misten in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 
Aus welchen Gründen die Bundesregie- 
rung Rücksicht nehmen muß, hat jüngst 
erst wieder eine Erklärung des Vorsit- 
zenden des SPD-Bezirks Hessen Süd, 
Rudi Arndt, deutlich gemacht. Arndt, 
der auch dem SPD-Bundesvorstand an- 
gehört, hat ungeniert und ungestraft der 
DKP bescheinigt, daß ihr Programm 
„nicht im Widerspruch zu Grundgeset- 
zen" stehe. Das war ein Schlag ins 
Gesicht all derer, die sich, auch in der 
SPD, um die „Solidarität der Demokra- 
ten" und eine klare Abgrenzung gegen- 
über den Kommunisten in Wort und Tat 
bemühen. 
Die Bundesregierung wagt das offenba- 
re Dilemma nur noch zaghaft von hinten 
um die Ecke herum anzusprechen. In 
ihrem Bericht ist nachzulesen: 
„Die Gefährdung der inneren Sicherheit 
durch Linksextremisten wird sich auch 
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künftig in engen Grenzen halten, wenn 
die Bereitschaft demokratischer Kräfte 
zur Gegenwehr in politischen und ge- 
sellschaftlichen Organisationen, insbe- 
sondere in den Gewerkschaften sowie 
innerhalb der Jugend und der Studen- 
tenschaft wächst." 
Im Klartext kann das doch wohl nur 
dahin verstanden werden, daß diese 
Bereitschaft nach Auffassung der Bun- 
desregierung heute nicht ausreichend 
vorhanden ist — was sich mit der Auf- 
fassung der CDU/CSU deckt — und 
daß deshalb die Gefährdung zunehmen 
wird, wenn sich das nicht ändert. 
Weiter heißt es wörtlich in dem Bericht 
der Bundesregierung: 
„Voraussetzung dafür ist ferner, bei so- 
zialistisch orientierten nichtkommunisti- 
schen Vereinigungen die Erkenntnis zu 
wecken, daß eine Zusammenarbeit mit 
Kommunisten erfahrungsgemäß deren 
revolutionäre Ansätze fördert, die eige- 
ne politische Position jedoch 
schwächt." 
Hätte  die   Bundesregierung   noch   Mut 

und einen klaren Führungswillen in die- 
ser Frage, dann würde sie, da es nen- 
nenswerte „sozialistisch orientierte 
nichtkommunistische Vereinigungen" 
außerhalb der SPD nach meiner Kennt- 
nis nicht gibt, z. B. die Jusos, den einen 
oder anderen Abgeordneten der Koali- 
tionsparteien oder Männer wie Rudi 
Arndt und Jochen Steffen klarer beim 
Namen nennen. 
Die größte Gefahr für den Bestand der 
freiheitlich-demokratischen Grundord- 
nung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ist die Blindheit gegenüber den 
Gefahren des orthodoxen moskauhöri- 
gen Kommunismus in der SPD/FDP, sei 
es, weil wegen ideologischer Verwandt- 
schaft die „Solidarität der Sozialisten 
und der Kommunisten" höher bewertet 
wird als die „Solidarität der Demokra- 
ten", sei es aus Bequemlichkeit oder 
aus reinem Opportunismus. Wenn sich 
das nicht grundlegend ändert, werden 
wir alle die Zeche zu zahlen haben. Die 
Ereignisse in Portugal sollten eigentlich 
aufrüttelnd wirken. 

Die Kriminalität im Land ist weiter angewachsen 
Der Bundesinnenminister hat nun auch die Kriminalstatistik 1974 vorgelegt- 
Sie beweist, daß die seit Jahren zunehmende Kriminalität auch im vergan- 
genen Jahr einen wachsenden Trend aufweist. Die Kriminalstatistik 1973 
dagegen hatte erstmals seit Jahren eine abnehmende Kriminalität gezeigt- 
em Vorgang, der aus heutiger Erkenntnis als vorübergehend bezeichnet 
werden  muß. 
Es wird noch zu untersuchen sein, welche Gründe für die Abnahme 1973 und 

für die Zunahme 1974 maßgebend waren. Es stellt sich auch die Frage, ob 
statistische Feststellungsmethoden dafür ausschlaggebend sein könnten. Jeden- 
falls hat der Bundesinnenminister im vergangenen Jahr allzu euphoristisch und 
damit unpräzise die gemeinsamen Anstrengungen von Bund und Ländern auf den1 

Gebiet der Verbrechensbekämpfung als Erfolg diesbezüglich der Kriminalitätsent- 
wicklung ausgegeben. 
So richtig der Ausbau des Bundeskriminalamtes auch ist — übrigens ein Plan des 
früheren Bundesinnenministers Benda, den sein Nachfolger Genscher als Sofort- 
programm 1969 verkünden konnte — so hat es die zunehmende Kriminalität nicht 
aufhalten  können. 
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KOALITION 

Regierung verunsichert 
Verbraucher und Wirtschaft 
Ungereimtheiten und Widersprüchlich- 
keiten kennzeichnen die Einlassungen 
der Bundesregierung zur Konjunkturla- 
9e. Sie führen zu immer mehr Unsicher- 
heiten bei Verbrauchern und Wirtschaft, 
stellt der Vorsitzende des Arbeitskrei- 
ses für Wirtschaft und Ernährung der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Ernst 
Müller-Hermann, fest. 

Kanzler Schmidt fordert die Sparer zu 
vermehrtem Konsum auf und schiebt 
'hnen einen Teil der Schuld für den 
fehlenden Aufschwung zu. Bundeswirt- 
schaftsminister Friderichs ruft zum 
Konsumverzicht auf, weil sonst ,,d:e 
englische Krankheit" ausbreche. Regie- 
rungssprecher Grünewald erwartet 
e'nen „Spielraum für die Lohnpolitik", 
weil in der zweiten Jahreshälfte die 
Wachstumsrate ein positives Vorzei- 
gen haben werde. Bundeswirtschafts- 
Wnister Friderichs erklärt, daß die 
Grenze der sozialen Leistungskraft von 
Staat und Wirtschaft erreicht und in 
diesem Jahr kein Wachstum zu erwar- 
ten sei. 
^'e Bundesregierung sollte lieber 
schweigen, als mit unabgestimmten 
Äußerungen, die nur Ausdruck völliger 
Ratlosigkeit sind, ständig neue Verwir- 
rung zu stiften. 

Liberaler Theaterdonner 
A|s einen „Sturm im Linksblock-Was- 
Serglas" bezeichnete die CDU-Fraktion 
l^i Hessischen Landtag die angeblichen 
Konflikte in der SPD/FDP-Regierungs- 
koalition in den letzten Wochen. Der 
Oppositionsführer  im   hessischen   Lan- 

desparlament, Gottfried Milde, erklärte, 
die Ergebnisse der sogenannten „Gro- 
ßen Koalitionsrunde" zeigten, daß die 
FDP wieder einmal einen „künstlichen 
Theaterdonner" inszeniert habe, um 
handfeste Personalpolitik im Parteiin- 
teresse durchzusetzen und der Öffent- 
lichkeit gleichzeitig das Bild einer an- 
geblich eigenständigen und unabhängi- 
gen dritten Kraft in der hessischen Lan- 
despolitik vorzugaukeln. Die Resultate 
der Koalitionsrunde offenbarten, daß 
die Regierungsparteien „noch immer 
kein glaubwürdiges Konzept zur Rück- 
kehr zu einer ideologiefreien und an 
den Interessen der Schüler orientierten 
Bildungspolitik" gefunden hätten. 

Jusos aktiv gegen 
Radikalenerlaß 
Die Bundesvorsitzende der Jungsoziali- 
sten, Heidi Wieczorek-Zeul, hat die Ju- 
sos aufgefordert, gegen den Minister- 
präsidentenbeschluß über die Beschäf- 
tigung Radikaler im öffentlichen Dienst, 
den sogenannten Radikalenerlaß, initia- 
tiv zu werden und durch Anträge den im 
November in Mannheim stattfindenden 
SPD-Bundesparteitag zu zwingen, er- 
neut zum Radikalenerlaß Stellung zu 
nehmen. 

Köppler warnt vor 
SPD/FDP-Koalitionsausschuß 
Als „eindeutigen Verstoß gegen die 
Landesverfassung" hat der CDU-Vorsit- 
zende im nordrhein-westfälischen Land- 
tag Köppler die Geheimhaltung des Ka- 
pitels „Personal- und Organisationsfra- 
gen" aus dem 27 Seiten umfassenden 
Koalitionsvertrag zwischen SPD und 
gislaturperiode bezeichnet. Wie Köpp- 
ler mitteilte, wird in diesem Kapitel 
zum erstenmal schriftlich festgelegt, 
daß in Nordrhein-Westfalen kein neuer 
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Staatssekretär oder Regierungspräsi- 
dent ohne die Zustimmung des Koali- 
tionsausschusses ernannt werden 
kann. 

Köppler kündigte an, die CDU werde 
sich mit allen parlamentarischen und 
juristischen Mitteln dagegen wehren, 
daß der Koalitionsausschuß zu einer Art 
Nebenregierung werde und u. a. Initia- 
tivanträge aus den Rehen der Abgeord- 
neten von SPD und FDP von der „Ge- 
nehmigung" der Fachminister abhängig 
gemacht werden solle. 

Scharf kritisierte der CDU-Fraktionsvor- 
sitzende auch die Vorgänge um die 
Berufung des neuen Düsseldorfer Re- 
gierungspräsidenten Rohde. Es sei be- 
unruhigend, wenn in einer „rätedemo- 
kratischen Abstimmung in geheimen 
Gremien" derartige Positionen verge- 
ben würden. 

Bahrs Griff nach 
der Deutschen Welle 
Der kürzlichen Behauptung Egon 
Bahrs, Minister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit, in einer Rundfunkratssit- 
zung des Deutschlandfunks, die Deut- 
sche Welle sei ein regierungsoffiziöser 
Sender, hielt der Vorsitzende des DW- 
Rundfunkrats, der Hamburger Senator 
a. D. Ernst Heinsen (wie Bahr Sozialde- 
mokrat), entgegen, der Kurzwellen- 
dienst der Bundesrepublik Deutschland 
sei ebenso unabhängig wie der 
Deutschlandfunk. Im Gegensatz zur 
Auffassung Bahrs nähmen keine Regie- 
rungsvertreter an den Redaktionskonfe- 
renzen der Deutschen Welle teil. 

Gleichwohl stärken Bahrs Behauptun- 
gen den Verdacht, daß im Zusammen- 
hang mit den bei der Deutschen Welle 
anstehenden personellen und struktu- 
rellen Entscheidungen die Koalitions- 
parteien darauf abzielen, den Kurzwel- 

lensender dem jeweiligen außenpoliti- 
schen Kurs Bonns unterzuordnen. 

Neue Kampagne der 
Jusos gegen Springer 
Eine neue „Anti-Springer-Kampagne" 
haben die Berliner Jungsozialisten auf 
einer Landesdelegiertenkonferenz an- 
gekündigt. Zur Vorbereitung dieser 
Kampagne, die die Schaffung einer 
„demokratschen" Presse zum Ziel hat, 
wurde beschlossen, einen Arbeitskreis 
„Medienpolitik" zu bilden. Außerdem 
wurden die Herausgabe einer sozialde- 
mokratisch orientierten Tageszeitung 
und die Einschaltung der beiden West- 
berliner Sender als Gegengewicht ge- 
gen die Springer-Presse angeregt. 
Zu der Juso-Ankündigung erklärte der 
stellv. Sprecher der CDU, Karl Hugo 
Pruys, um ihrer Glaubwürdigkeit als 
Partei mit demokratischer Tradition wil- 
len sollte sich die SPD von dem unkon- 
trollierten Treiben ihrer Nachwuchsor- 
ganisation eindeutig distanzieren. 

Steuergelder für 
Parteiinteressen 
Die Verknüpfung zwischen SPD-Partei- 
interessen und dem Forschungsministe- 
rium ist Gegenstand einer von dem for- 
schungspolitischen Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Chri- 
stian Lenzer, eingebrachten Anfrage im 
Bundestag. Als neuestes Beispiel nennt 
er eine Illustrierte „Forschung für mor- 
gen", die von dem SPD-eigenen Neuen 
Vorwärts-Verlag angefertigt wurde: 
„Die aufwendige Massierung von Anzei- 
gen der Wirtschaft in diesem Blatt 
weckt sofort den Verdacht, daß hier 
nicht mit normalen Methoden Anzeigen 
geworben wurden. Gleichzeitig haben 
das Ministerium und das Presse- und 
Informationsamt auch Exemplare dieser 
Illustrierten für sich angekauft." 
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• MELDEGESETZ UND DATENSCHUTZ 

Privatsphäre der Bürger vor 
Datenmißbrauch schützen 
J?®m Bundestag liegen je ein 
^sgjerungsentwurf für ein Bundes- 
^eldegesetz und ein Bundes- 
Jatenschutzgesetz vor. Das 
^eldegesetz soll die Voraussetzung 
dafür schaffen, daß künftig 
Pßrsonenbezogene Daten der Bürger 
lach bundeseinheitlichen Regeln 
tischen Behörden des Bundes, 
^er Länder und Gemeinden 
ausgetauscht werden können. Durch 
^en Einsatz der elektronischen 
Datenverarbeitung ist dieser Aus- 
wusch heute bereits nicht nur 
[••"leichtert, sondern auch ungemein 
beschleunigt. Als Schlüssel für 
^'esen Austausch wird das vorge- 
sehene Personenkennzeichen, 
?'ne zwölfstellige Nummer für 
Jeden Bürger, dienen. 

|i der Öffentlichkeit hat die Einführung 
dieses Personenkennzeichens bereits 

Sroße Unruhe geschaffen. Unter Begrif- 
fen wie der nummerierte oder verwalte- 
te Mensch sehen viele eine Entpersönli- 
chung des Bürgers drohen. 

;"enn die öffentliche Diskussion, emo- 
,'°nal aufgeheizt, auch die Sachlich- 
st manchmal vermissen läßt, so kann 
^°ch nicht übersehen werden, daß 
^Urch einen technisch möglichen Ver- 

Ur<d aller Computer mit Personalan- 
9at>en mit Hilfe des Personenkennzei- 

'1ens große Gefahren entstehen kön- 
n.en. Sollen z. B. mit Hilfe der Personen- 
lffer zukünftig alle bei  Behörden ge- 

sammelten Daten über den Bürger in 
Minutenschnelle an einer Stelle zu Dos- 
siers verbunden werden, bekommt der 
Staat dadurch die Verfügung über je- 
den Bürger? 
Der Abwehr dieser Gefahren soll das 
Datenschutzgesetz gerecht werden. 
Das Ermitteln, Verarbeiten und die Wei- 
tergabe personenbezogener Daten soll 
nur mit Zustimmung des Betroffenen 
oder aufgrund einer gesetzlichen 
Grundlage zugelassen werden. Dies 
sollte für den staatlichen, aber auch für 
den privaten Bereich gelten. Der Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung wird die- 
sen Forderungen nicht annähernd ge- 
recht. 

Die CDU/CSU fordert daher nach den 
Worten des Abgeordneten Johannes 
Gerster eine gründliche Überarbeitung 
nach folgenden Grundsätzen, die in 
dem Entwurf nicht oder nicht ausrei- 
chend berücksichtigt sind: 

O Der verfassungsrechtlich garan- 
tierte Schutz der Privatsphäre gebietet 
den Vorrang des Datenschutzes vor Ra- 
tionalisierungserfordernissen. Rationali- 
sierung muß dort ihre absolute Grenze 
finden, wo Rechte des einzelnen verletzt 
werden. 

0 Der gesetzliche Schutz muß den 
öffentlichen wie den privaten Bereich 
gleichermaßen und gleichwertig erfas- 
sen. Computerverbundsysteme bedro- 
hen in beiden Bereichen schon heute 
die Privatsphäre des Bürgers. 
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© Datenschutz darf nicht auf die An- 
wendung automatischer Datenverarbei- 
tungsverfahren beschränkt werden, er 
hat auch gegen die in manuellen Me- 
thoden der Datenverarbeitung liegen- 
den Gefahren Schutz zu gewähren. 
O Nicht nur Einzelpersonen, sondern 
auch Personengruppen genießen den 
vollen Schutz. 
© Wer personenbezogene Daten Be- 
hörden oder Privatbetrieben anvertraut, 
muß sicher sein, daß diese nicht über 
ein Verbundsystem wahllos an jede 
weitere Behörde oder Private gelangen 
können. 
0 Nicht erst bei der automatischen 
Verarbeitung, sondern bereits durch die 
Erfassung personenbezogener Daten 
drohen Gefahren für die Privatsphäre. 
Datenschutz beginnt daher bereits mit 
der Erfassung, deren Zulässigkeit ge- 
setzlich zu regeln ist. 
© Eine internationale Einigung über 
gemeinsame Grundregeln des Daten- 
schutzes ist ebenso erforderlich wie 
die gesetzliche Regelung des Datenex- 
ports in das Ausland, um eine Umge- 
hung der nationalen Datenschutzbe- 
stimmungen zu verhindern. 
© Art und Umfang technischer Siche- 
rungsmaßnahmen zur Verhinderung des 
Mißbrauchs können nicht durch die Zu- 
mutbarkeit für den Benutzer von Com- 
putern begrenzt werden, sie müssen 
sich vielmehr ausschließlich an dem 
Sicherungserfordernis ausrichten. 
O Die Abwehrrechte des Bürgers ge- 
gen die Erfassung und Verarbeitung un- 
richtiger Daten müssen verstärkt wer- 
den. 
© Eine unabhängige Kontrollinstanz 
muß die Einhaltung der Datenschutzbe- 
stimmungen sicherstellen. 
© Wer durch Mißbrauch personenbe- 
zogener Daten die Privatsphäre des 
Bürgers verletzt, muß strafrechtlich ver- 

folgt und zum Ersatz des materiellen 
und immateriellen Schadens verpflich- 
tet werden. 
© Durch den Einsatz der elektroni- 
schen Datenverarbeitung darf das Infor- 
mationsgleichgewicht zwischen Regie' 
rung und Parlament nicht weiter beein- 
trächtigt werden. 

Konnte man nach der ersten Lesung 
des Bundesdatenschutzgesetzes in1 

Bundestag davon ausgehen, daß die 
Gefahren der elektronischen Datenver- 
arbeitung für die Privatsphäre des Bür- 
gers von den Parteien gemeinsam ge' 
sehen und die Absicht befolgt werde, 
gemeinsam ein umfassendes Daten- 
schutzgesetz zu verabschieden, sind 
jetzt erhebliche Zweifel aufgetreten. 

Linke Ideologie Gefahr 
Während die Regierung ihren völlig un- 
zulänglichen Entwurf — was ihr gutes 
Recht ist — mit allen Mitteln verteidig1, 

melden sich links Kritiker im weiten 
Land zu Wort. Die Privatsphäre wird 
von ihnen als Bemäntelung von Einzelin' 
teressen, als Verschleierungsinstrumen1 

persönlicher Machtinteressen abquält' 
ziert. Die Konsequenz derartiger Ge- 
danken: Der Staat muß auch im persön- 
lichen und wirtschaftlichen Bereich 
stärker Einblick nehmen können. 
Wird auch beim Bundesdatenschutz die 
Ideologie der Sozialisten, bei der das 

Individuum den Gesellschaftsinteressen 
voll weichen muß, den Blick dafür ver- 
stellen, daß die Privatsphäre GrundvC" 
aussetzung menschlicher Würde und 
Freiheit ist? Wer jedenfalls an den 
Grundfesten menschlicher Intimsphäre 
rüttelt, verändert diesen Staat und seine 
Bürger. Gefordert werden muß daher 

mit allem Nachdruck ein wirksamer Pa' 
tenschutz. Abzulehnen ist dagegen ein 
Erfassungsschutz des Staates. 
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• LV WESTFALEN-LIPPE 

Parteitag der Diskussionen — 
Ansporn zu neuen Taten 
"Wenn die Union bis 1976 so kämpft, 
^'e sie in den letzten Monaten 
jjuch in unserem Lande gekämpft 
jat, dann heißt der nächste Bundes- 
kanzler nicht Helmut Schmidt, 
s°ndern Helmut Kohl." Diese Worte 
des alten und neuen Landes- 
j'orsltzenden der CDU Westfalen- 
^'Ppe, Heinrich Windelen, vor den 
°eleglerten des 31. Landes- 
Parteitages in Dortmund waren 
~ank für einen großartigen Wahl- 
*ampf und Ansporn für neue Taten 
^gleich. 

ie   CDU   zwischen    Bottrop    und 
Höxter, zwischen Minden und Sie- 

9en mit 108 000 Mitgliedern der zweit- 
s|ärkste Landesverband der Union, hat 
lcr> zu einer munteren, diskutierfreudi- 

9©n Partei gemausert. So sparten die 
Regierten nicht mit Kritik an der Poli- 
* in Land und Bund, hielten aber auch 

/"*   ihrer   Meinung   nicht   hinter   dem 
er9, wenn es darum ging, dem Vor- 
hand  des eigenen  Verbandes  „Feuer 

Unter dem Stuhl" zu machen. 

anrieh Windelen konnte mit dem Ge- 
chäftsbericht eine erfreuliche Bilanz 
er letzten zwei Jahre CDU-Parteiarbeit 

/[..Westfalen vorlegen. Nahezu 20 000 
Jänner und Frauen fanden in Westfalen 
*}m den letzten zwei Jahren den Weg in 

a'e Union. 
n seinem politischen Bericht versäum- 
a es Windelen nicht, einige deutliche 
atze  an   die  Adresse  von   DGB   und 

Medien zu richten. Der Landesvorsit- 
zende stellte die Frage, ob sich der 
DGB eigentlich noch als Einheitsge- 
werkschaft oder bereits als sozialisti- 
sche Richtungsgewerkschaft verstehe 
und unterstrich ausdrücklich, daß die 
CDU ein faires und partnerschaftliches 
Verhältnis zum DGB anstrebe. 
Die Vorstandswahlen brachten keine 
Überraschungen, wenn auch Stimmen- 
einbußen zu verkraften waren. Mit 199 
Stimmen wurde Heinrich Windelen MdB 
im Amt bestätigt, die stellvertretenden 
Vorsitzenden Albert Pursten MdL (238), 
Rudi Nickels MdL (194) und Dr. Monika 
Christians (236) gingen ohne Gegen- 
kandidaten durchs Ziel. Dr. Günter Rin- 
sche, MdL, konnte sich mit 167 Stim- 
men gegenüber den Bezirksvorsitzen- 
den des Sauer-/Siegerlandes Dr. Theo 
Schwefer, MdL (142), behaupten. Auch 
Landesschatzmeister Dr. Otto Wulff, 
MdB, kann sich mit 289 Stimmen auf 
eine breite Vertrauensbasis stützen. 
Zu Beisitzern bestellte der Parteitag fol- 
gende 23 Parteifreunde: Fred Bagwitz, 
Prof. Dr. Wolfgang Brüggemann MdL, 
Heinrich Dreyer MdL, Helmut Elfring 
MdL, Leo Ernesti MdB, Leni Fischer, Dr. 
Ewald Franzmann, Heinz Janning, Her- 
mann Kroll-Schlüter MdB, Dr. Egbert 
Möcklinghoff, Heinrich Ostrop MdL, 
Wilhelm Rawe MdB, Gerhard Redde- 
mann MdB, Elsbeth Rickers MdL, Cor- 
nelius Riewerts, Dr. Gerhard Rödding, 
Paul Sellmann, Norbert Schlottmann 
MdB,    Hans    Werner    Schmöle    MdB, 
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Christoph Schulze-Stapen MdL, Dr. 
Theodor Schwefer MdL, Eberhard Ull- 
rich MdL, Friedrich Vogel MdB. 
Zur sachpolitischen Bereicherung des 
Parteitages trugen acht Anträge bei, die 
sämtlich die Hürden einer ausgiebigen 
und engagierten Diskussion überwan- 
den. So verabschiedeten die Delegier- 
ten ein von der Jungen Union formulier- 
tes Positionspapier zur Europa-Politik, 
das dem Bundesvorstand und der Bun- 
destagsfraktion der CDU überwiesen 
werden soll. 

Ein Sonderparteitag wird sich mit Funk- 
tionalreform, dem Thema „Kinder ha- 
ben keine Lobby" und „Sozialen Dien- 
sten" beschäftigen und vor der Bundes- 
tagswahl ist zudem ein Jugendpoliti- 
scher Kongreß in Aussicht gestellt. An 
den Bundesparteitag der CDU ist ein 
Antrag zur Auswertung der Sendungen 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan- 
stalten gestellt und schließlich wird in 
Westfalen in Kürze eine Arbeitsgemein- 
schaft christlich-demokratischer Jour- 
nalisten gebildet. 

Beifall für Barzel 
Von großem Beifall wurde am zweiten 
Tag der ehemalige Bundesvorsitzende 
der CDU Dr. Rainer Barzel während 
seines politischen Referates begleitet. 
Mit Blick auf die Bundestagswahlen des 
nächsten Jahres meinte Barzel, Wählen 
heiße, Vertrauen geben und nehmen. 
Wenn es der Union gelinge, deutlich zu 
machen, was sie anders und besser 
machen werde, könne sie 1976 in die 
Regierungsverantwortung zurückkeh- 
ren. 

Mit Blickrichtung auf die Wirtschaftspo- 
litik stellte Barzel fest, die Wirtschaft 
brauche heute Investitionen, Wachstum, 
Dynamik. Die jetzige Bundesregierung 
sei nicht in der Lage, diesen Erforder- 

nissen gerecht zu werden. Zu Zeiten 
Adenauers, Erhards und Arnolds, fuhr 
Barzel fort, habe man Vollbeschäfti- 
gung als Arbeit für alle verstanden- 
Heute gewöhne man das Volk daran, zu 

glauben, es sei schon ein Erfolg, wenn 
in der Bundesrepublik weniger als eine 
Million Arbeitslose gezählt würden. 

SPD verlor Mitglieder - 
CDU gewann dazu 
Zum Eingeständnis von SPD-Geschäfts- 
führer Börner, die Mitgliederzahl seiner 
Partei sei im vergangenen Jahr rückläu- 
fig gewesen, äußerte CDU-Bundesge- 
schäftsführer Karl Heinz Büke in 

Bonn: 
Als SPD-Geschäftsführer Börner ,,ge' 
ringfügige Mitgliederverluste" seiner 
Partei bekanntgeben mußte, horchten 
eingeweihte Beobachter der Bonner 
Szene verblüfft auf. Seit langem starrte 
die SPD-Führung auf die Schallmauer 
von 1 Million Genossen, und immer 
wieder wurde in den vergangenen Jah- 
ren das Gerücht lanciert, nun sei es 
bald erreicht. Aber statt der Erfolgsme'' 
dung kam jetzt das Eingeständnis, daß 

man sogar Mitglieder verloren habe- 
Die SPD versucht nun, den Rückschlag 
durch verbesserte Parteiarbeit und stär- 
kere Öffentlichkeitsarbeit wettzuma- 
chen, aber gute Politik kann dadurch 
nicht ersetzt werden. 
Bei der Union gingen verbesserte Par' 
teiorganisation, Mobilisierung der M'1' 
gliedschaft und die Entwicklung glaub- 
würdiger Alternativen der deutschen 
Politik Hand in Hand. Darauf ist es 
unter anderem zurückzuführen, daß die 
CDU innerhalb der letzten 22 Monate 
einen Zuwachs von 119 921 neuen Mi*' 
gliedern verzeichnen konnte. 
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»Stetiger Einsatz — auch 
zwischen den Wahlen" ... 
I"\as ist der Leitsatz des CDU-Orts- 
y~ Verbandes Vahrenwald/Vahrenheide 
ln Hannover. Im Mitteilungsblatt „Ku- 
rier" greift der Ortsverband kommunal- 
Politische Probleme auf. Eine Reihe von 
Helfern sorgt für die Verteilung der 
Mehreren tausend Exemplare. Außer- 
dem betreibt der Ortsverband mit Er- 
f°'g aktive Pressearbeit. Laufend be- 
achtet die Presse über Aktionen und 
Einsätze des Ortsverbandes. Besonders 
die wöchentlich bzw. 14tägig erschei- 
nenden Anzeigenblätter veröffentlichen 
Seiträge der CDU. 
cDU-Ortsverband 
Vahrenwald/Vahrenheide 
3 Hannover 61 
Wismarer Straße 4 

»Blumensträuße für Mütter" 
jn Bad Marienberg hat die SPD noch 
•die Mehrheit. Nach dem Willen des 
CDU-Ortsverbandes soll sich dies än- 
dern. Und die Aussichten hierfür sind 
9ut; denn durch unermüdlichen Einsatz 
'hrer Mitglieder verschafft sich die Bad 
^arienberger CDU immer mehr Geltung. 
v°r wenigen Wochen nahm der Ortsver- 
band den Aktionsvorschlag aus UiD 
^75 auf. Fleißige Hände hatten viele 
ändert Blumensträuße gebunden, die 
apn Samstag vor Muttertag von den Kin- 
dern der Mitglieder an einkaufende 
Mütter mit einem Grußkärtchen verteilt 
Wurden. 

^jne Lokalzeitung veröffentlichte ein 
B||d, auf dem ein kleines Mädchen mit 
e|nem Blumenkorb am Arm, einer älte- 

ren   Dame   einen   Blumenstrauß   über- 
reicht mit folgendem Untertext: 
„Eine besondere Überraschung und viel 
Freude   bereitete   zum   Muttertag   die 
CDU Bad Marienbergs, die durch Kin- 
der der Mitglieder mehrere hundert Blu- 
mensträuße an die Frauen und Mütter 
verteilen ließ. Solch freundliche Geste 
sollte man von den politischen Parteien 
doch öfter erhoffen." 
CDU-Ortsverband 
5439 Bad Marienberg 
Baumschulweg 24 

Altentagesstätte 
Eine Altentagesstätte richtete die 

CDU-Frauenvereinigung zusammen 
mit der Jungen Union in Swisttal-Hei- 
merzheim ein. Die Gemeinde stellte 
drei Räume in einer ehemaligen Schu- 
le zur Verfügung, die von freiwilligen 
Helfern renoviert und z. T. mit gespen- 
deten Gebrauchtmöbeln eingerichtet 
wurden. Dank dieses Einsatzes kostete 
die Renovierung und Möblierung nur 
etwa 7 000,— DM. Sie wurden von der 
Gemeinde und durch Spenden aufge- 
bracht. Zum Vergleich: Eine gleich große 
Altentagesstätte in einer Nachbarstadt 
kostete 73 000,— DM. 
Bei der Einweihung am 15. Februar 
1975 erschienen über 60 betagte Bür- 
ger. Seitdem treffen sich zweimal in der 
Woche 25 bis 35 alte Heimerzheimer bei 
Kaffee und Kuchen. Die Betreuung er- 
folgt abwechselnd von insgesamt 10 bis 
15 Mitgliedern der Frauenvereinigung, 
die ihre Tätigkeit ehrenamtlich verrich- 
ten. 
CDU-Frauenvereinigung Swisttal 
5357 Swisttal-Heimerzheim 
Quellenstraße 37 



UiD 23/75 • Seite 16 

ZITATE 

DGB-Kongreß 
Erst in seiner Schlußrede versuchte 
Heinz-Oskar Vetter den Eindruck zu 
verwischen, als kümmere sich der DGB 
zwar um die Welt des Jahres 2 000, 
aber weniger energisch um das bren- 
nend aktuelle Problem der Massenar- 
beitslosigkeit in der Bundesrepublik 
1975. Endlich kam ein deutliches Wort 
zur Arbeitsmarktsituation. Es fehlte die 
von früheren Kongressen gewohnte lei- 
denschaftliche Auseinandersetzung. Es 
wurden zwischen Bundesregierung und 
DGB ständig Freundlichkeiten, um nicht 
zu sagen, Lobpreisungen ausge- 
tauscht ... Man fühlte sich auf einer 
Feierstunde. 
Hessischer Rundfunk (Götte, Hamburg) 

Vetter erklärte, der DBG suche einen 
dritten Weg zwischen Privatwirtschaft 
und Planwirtschaft. Das klingt nach 
einer verführerischen Zauberformel, 
aber man muß sich doch wohl realisti- 
scherweise fragen, ob nicht eine Markt- 
wirtschaft mit so zahlreichen sozialen 
Korrektiven wie die unsere nicht schon 
der einzige dritte Weg ist. Die Hoffnung 
Vetters, man könne die Vorzüge aller 
denkbaren Systeme vereinen, sämtliche 
Nachteile aber vermeiden, ist, so fürch- 
te ich, eine schöne Utopie. 

Südwesffunk (von der Burg) 

Anschrift: 

Erstaunlich war eigentlich, mit welchem 
Gleichmut der Kongreß die Ausführun- 
gen des Kanzlers (zur Frage der paritä- 
tischen Mitbestimmung) hinnahm. Ähn- 
lich widerspruchslos konnten Schmidt 
und Bundeswirtschaftsminister Pride- 
richs die zweite Hauptforderung des 
Kongresses relativieren, wenn nicht so- 
gar zurückweisen: eine Investitionslen- 
kung gesetzlich zu verankern. Revolu- 
tionärer denken, aber evolutionärer 
handeln, lautet die eher zurückhaltende 
Parole des wiedergewählten DBG-Vor- 
sitzenden Heinz-Oskar Vetter. Und da- 
mit proklamierte er zugleich einen 
„dritten Weg zwischen privater Wirt- 
schaftsplanung und staatlicher Plan- 
wirtschaft". Die Suche nach diesem 
dritten Weg ist aber gleichbedeutend 
mit der Suche nach der eigenen Posi- 
tion der Gewerkschaften zu Beginn des 
letzten Viertels unseres Jahrhunderts, 
das kaum noch von Überbeschäftigung 
und von ständigem, ununterbrochenem 
wirtschaftlichen Wachstum gekenn- 
zeichnet sein dürfte. 

Deutsche Welle (Kwasny) 
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